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Weinmann: Ministerin Bauer macht Symbolpolitik wider dem tatsächlichen
Infektionsgeschehen

Berufsverbot für die Kulturschaffenden wird ebenso banal begründet wie das Beherbergungsverbot
zuvor.

Die Pressemitteilung der Wissenschaftsministerin, in der die neuen Maßnahmen im Kampf gegen die
Covid-19 Pandemie begründet werden, kommentiert der kulturpolitische Sprecher der FDP/DVP
Landtagsfraktion, Nico Weinmann, wie folgt:

„Die Ministerin macht Symbolpolitik wider dem tatsächlichen Infektionsgeschehen und dabei in der
Begründung den gleichen Fehler wie der Ministerpräsident wenige Wochen zuvor. Sie argumentiert, dass
Kulturveranstaltungen bis 30. November nicht mehr stattfinden dürfen – ‚nicht, weil hier eine besondere
Infektionsgefahr bestünde, sondern weil wir insgesamt Kontakte reduzieren müssen‘ – wie es in Bauers
Mitteilung heißt. Genau diese naive Begründung hatte Ministerpräsident Kretschmann auch schon für das
Beherbergungsverbot aufgebracht und damit vor dem Verfassungsgerichtshof in Mannheim Schiffbruch
erlitten. Aus meiner Sicht wird das erneute Berufsverbot für die Kulturschaffenden vor Gericht keinen
Bestand haben, solange man trotz der immensen Anstrengungen der Branche an der pauschalen
Schließung festhält. Die Kultureinrichtungen sind nachweislich nicht Treiber des Infektionsgeschehens,
werden aber gleichwohl von der Landesregierung in die Pflicht genommen. Der VGH hatte zu Recht
betont, dass man die Freiheitsrechte der Verfassung nicht durch derart banale Abwägungen
einschränken kann. Es ist ein Schlag ins Gesicht für die Betroffenen, die in den letzten Monaten
angepasste Spielplänen und zuverlässige Hygienemaßnahmen entwickelt haben und nun vor dem
Scherbenhaufen ihrer Existenz stehen.“


